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ten Aggregat, sondern eine Ersatzlieferung durch Austausch 
des defekten Aggregats gegen ein neues erfolgt sei. Damit 
habe eine neue Garantiezeit begonnen, was auf der Rech­
nung vom 15. Juni 1977 vermerkt worden sei.

Gegen dieses Urteil richtet sich die Berufung des Klä­
gers, der darauf hinweist, daß es sich bei der umstrittenen 
Leistung nicht um eine Ersatzlieferung, sondern um eine 
Nachbesserung gehandelt habe. Er hat beantragt, das Urteil 
des Kreisgerichts aufzuheben und den Verklagten zur Zah­
lung von 211,31 M zuzüglich 4 Prozent Zinsen zu verurtei­
len. Die Berufung hatte Erfolg.

Aus der Begründung:
Das Kreisgericht ist zutreffend davon ausgegangen, daß 
1975 zwischen den Prozeßparteien hinsichtlich des ausge­
tauschten Aggregats ein Kaufvertrag nach §§ 133 ff. ZGB 
abgeschlossen wurde und auf das eingebaute Aggregat vom 
Hersteller eine Zusatzgarantie gemäß § 150 ZGB von zwei 
Jahren gewährt wird. Obwohl entgegen § 150 Abs. 3 Satz 1 
ZGB für die Zusatzgarantie kein Garantieschein ausge­
stellt und dem Verklagten als Käufer übergeben wurde, ist 
auf Grund des Umstands, daß auf der Rechnung vom
29. Mai 1975 eine Garantiezeit von zwei Jahren eingetra­
gen wurde, im Interesse des Käufers davon auszugehen, 
daß die Zusatzgarantie des Herstellers wirksam gewährt 
wurde (vgl. R. W ü s t n e c k  / C .  R i e t z ,  „Ausgestaltung 
von Garantiescheinen für die Zusatzgarantie beim Kauf“, 
NJ 1978, Heft 4, S. 150 ff. [153]).

Bei dem vom Verklagten gekauften Aggregat handelte 
es sich jedoch nicht um eine neuwertige, sondern um eine 
gebrauchte Ware i. S. des § 159 ZGB, wie das bereits aus 
dem niedrigeren Preis gegenüber einem neuen Kühlaggre­
gat ersichtlich ist. Die gesetzliche Garantiezeit aus dem 
Kaufvertrag beträgt demzufolge nach § 159 Abs. 2 Satz 1 
ZGB drei Monate, ohne daß als Garantieleistung Ersatz­
lieferung oder Nachbesserung verlangt werden können 
(§159 Abs. 2 Satz 2 ZGB). Im vorliegenden Fall war dem­
zufolge die Garantiefrist aus dem Kaufvertrag am 27. Sep­
tember 1975 abgelaufen. Daraus ergibt sich eindeutig, daß 
die vom Verklagten im Juni 1977 angezeigten Mängel im 
Rahmen der vom Hersteller gewährten und im Verfahren 
nach Art und Umfang zu untersuchenden Zusatzgarantie 
beseitigt wurden.

Die gesetzlichen Regelungen schließen die Gewährung 
von Zusatzgarantie des Herstellers für instand gesetzte 
und als Gebrauchtwaren zu verkaufende Konsumgüter 
nicht aus; vielmehr ist es dem Hersteller möglich, Art 
und Umfang der Zusatzgarantie zu bestimmen. Die für 
eine Gebrauchtware übernommene Zusatzgarantie kann 
deshalb auch geringer sein als für ein neuwertiges glei­
ches Erzeugnis (vgl. E. E s p i g , „Garantie für Gebraucht­
waren“, NJ 1978, Heft 8, S. 341 ff.).

Daß die vom Hersteller gewährten Garantiebedingun­
gen auch in einem solchen Fall dem Käufer konkret be­
kanntzumachen sind, ergibt sich aus § 150 Abs. 2 und 3 
ZGB. Das ist gegenüber dem Verklagten nicht ordnungs­
gemäß geschehen. Ihm wurde weder ein Garantieschein 
ausgehändigt, noch wurde er über den Umfang der An­
sprüche aus der Zusatzgarantie belehrt. Der Kläger hat 
diese ihm als Verkäufer obliegenden Pflichten nicht ver­
antwortungsbewußt erfüllt und den Verklagten auch nicht 
darauf verwiesen, daß in den Garantiebedingungen für 
den Kühlschrank festgelegt ist, daß die Nachbesserung für 
den Kältesatz durch den Einbau eines Austausch-Kältesat­
zes erfolgt.

Trotz dieses Versäumnisses handelt es sich bei der Re­
paratur, für die die Rechnung vom 15. Juni 1977 ausge­
stellt worden ist, um eine vom Hersteller zu vertretende 
Zusatzgarantieleistung in Form der Nachbesserung. Des­
halb wurde auch die Rechnung über 230,45 M für ungültig 
erklärt. Damit ist auch der fälschlicherweise auf dieser 
Rechnung enthaltene Hinweis „Garantie-Ende 15. Juni 
1979“ hinfällig geworden. Der Kläger hat nach überein­
stimmenden Angaben der Prozeßparteien gegenüber dem

Verklagten auch keine derartigen Erklärungen abgegeben. 
Der Verklagte konnte deshalb nicht davon ausgehen, daß 
ihm bis 15. Juni 1979 erneut Garantieansprüche für das 
Austauschaggregat zustehen.

Entgegen der Auffassung des Kreisgerichts handelt es 
sich bei den im Juni 1977 am Kühlschrank des Verklagten 
durchgeführten Arbeiten nicht um eine Ersatzlieferung 
des Kühlaggregats, sondern um eine Nachbesserung. Abge­
sehen davon, daß im konkreten Fall bereits bei der gesetz­
lichen Garantie aus dem Kauf die Ersatzlieferung als Ga­
rantieleistung ausgeschlossen ist, der Hersteller auch die 
zweijährige Zusatzgarantie für das Käiteaggregat auf die 
spezifische Form der Nachbesserung durch Einbau eines 
Austausch-Kältesatzes bechränkt hat (§ 150 Abs. 2 ZGB
i. V. m. den in der Bedienungsanleitung festgelegten Ga­
rantiebedingungen des Herstellers), wurde kein n e u e s  
Aggregat eingebaut. Die Ersatzlieferung verlangt jedoch 
nach § 151 Abs. 1 Ziff. 2 ZGB die Übergabe einer n e u e n  
Ware gegen Rückgabe der mangelhaften.

Unabhängig davon, daß der Verklagte nicht ordnungs­
gemäß belehrt worden ist und sich demzufolge über den 
Charakter der umstrittenen Leistungen geirrt hat, ist 
nach allem auszuschließen, daß die Auswechslung des de­
fekten Aggregats durch ein sog. Austauschaggregat im 
Juni 1977 eine Ersatzleistung i. S. des § 151 Abs. 1 Ziff. 2 
ZGB war. Es handelte sich vielmehr um eine spezielle 
Form der Nachbesserung (i§ 152 ZGB), die durch den Ein­
bau eines beim Hersteller instand gesetzten gebrauchten 
Austausch-Kältesatzes erfolgt.

Diese Form der Nachbesserung ist nicht zu beanstanden, 
insbesondere nicht als eine besondere Form der vom Her­
steller gewährten Zusatzgarantie. Der Austausch eines re­
paraturbedürftigen Geräts bzw. Geräteteils mit einem be­
reits instand gesetzten anderen Gerät bzw. Geräteteil 
gleichen Typs stellt eine spezielle, förderungswürdige 
Form der Nachbesserung i. S. des § 152 ZGB dar und ist 
auf Grund der damit verbundenen rationellen Instand­
setzungspraxis im Interesse der kurzfristigen Befriedigung 
des Kunden von erheblicher Bedeutung.

Im allgemeinen muß gefordert werden, daß bei Anwen­
dung dieser speziellen Form der Nachbesserung der Kunde 
entsprechend beraten wird (§137 ZGB). Im vorliegenden 
Fall waren die Rechte des Verklagten als Kunden jedoch 
trotz der nicht erfolgten Information gewahrt, weil es 
sich um die Nachbesserung eines als regeneriert erworbe­
nen gebrauchten Geräteteils handelt, für das weder gesetz­
lich noch durch entsprechende Zusatzgarantieverpflichtung 
des Herstellers eine Ersatzlieferung in Frage kommt und 
der Austausch des gebrauchten Aggregats durch ein instand 
gesetzes gebrauchtes Aggregat keine Schlechterstellung ge­
genüber einer Reparatur am defekten Gebrauchtaggregat 
darstellt. Die Zusatzgarantiezeit verlängerte sich demzu­
folge gemäß § 154 Abs. 1 ZGB um die Zeit von der Män­
gelanzeige (Juni 1977) bis zur Rückgabe der Ware an den 
Käufer (15. Juni 1977), höchstens also um 15 Tage und ist 
endgültig am 11. Juli 1977 abgelaufen.

Der erneut am 15. August 1977 aufgetretene und dem 
Verklagten angezeigte Schaden am Kühlaggregat liegt so­
mit außerhalb der Zusatzgarantiezeit. Die daraufhin vom 
Kläger erbrachten und der Rechnung vom 31. August 1977 
zugrunde liegenden Leistungen in Höhe von 211,31 M stel­
len deshalb keine Garantieleistungen mehr dar, sondern 
sind erneut als Kaufvertrag über ein regeneriertes Aggre­
gat mit einer zweijährigen Zusatzgarantiefrist entspre­
chend dem Vermerk auf der Rechnung mit den oben ge­
schilderten Rechtsfolgen zu betrachten.

Soweit der Verklagte meint, für die am 15. Juni 1977 
erfolgte Nachbesserungsleistung beginne gemäß § 181 
Abs. 2 ZGB eine neue Garantiezeit, unterliegt er einem 
Rechtsirrtum. Hinsichtlich der nach Ablauf der Garantie­
zeit aufgetretenen Mängel stehen ihm als Käufer keine 
Garantieansprüche mehr zu. Denn die im Rahmen der 
Garantie aus dem Kauf durchgeführte Nachbesserung ist


